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Präventionsstrategie der Bundesregierung 
setzt die falschen Akzente 
Gernot Kiefer, Vorstand GKV-Spitzenverband

An der Notwendigkeit, Prävention und Gesundheitsförderung zu stärken, gibt es keine 
ernsthaften Zweifel. Es drängt sich jedoch auch der Eindruck auf, dass diese Themen im 
politischen Alltagsgeschäft keine hohe Priorität genießen. Die Einigung von CDU/CSU und 

FDP auf einen Gesetzent-
wurf für eine Präventions-
strategie sowie die Initiati-
ve Hamburgs im Bundesrat 
kommen in der sprichwört-
lichen „letzten Minute“ der 
laufenden Legislaturperio-
de. Ob diese Initiativen wirk-
lich noch zu einer Gesetzes-
reform führen können, ist 
offen. 

Es ist offensichtlich, dass die 
Präventionsstrategie der 
Bundesregierung die rich-
tigen Aufgaben benennt: 
Stärkung von Prävention 
als gesamtgesellschaftli-
cher Ansatz über die ge-
samte Lebensspanne, Ori-
entierung an gemeinsamen 
Zielen, Stärkung von lebens-
weltbezogenen Angeboten 
zur Verbesserung der Ge-
sundheit von Menschen mit 
niedrigem Bildungsstand, 
Stärkung betrieblicher Ge-
sundheitsförderung und als 
übergreifendes Thema das 
Qualitätsmanagement. 
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Aber die richtigen Aufgaben zu benennen heißt nicht automatisch, dass auch die richti-
gen Schlüsse daraus gezogen werden: Die vorgelegten Pläne gehen in die falsche Rich-
tung. Die anstehenden gesamtgesellschaftlichen Aufgaben werden ausschließlich der 
gesetzlichen Krankenversicherung zugewiesen. Und selbst da, wo der Bund sich eigent-
lich in der Verantwortung sieht oder sehen müsste und deshalb die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung (BZgA) stärken will, landet der Ball am Ende wieder im Feld der 
GKV – denn statt aus Finanzmitteln des Bundes sollen die zusätzlichen Gelder für die BZgA 
aus den Portemonnaies der Beitragszahler kommen.

Es ist nachvollziehbar, dass die BZgA Aufgaben bei der Prävention hat. Aber wenn der 
Bund und die Länder ihre eigene Verantwortung für die Stärkung der Prävention ernst 
nehmen, dann wäre es auch richtig, die BZgA mit ausreichenden Mitteln auszustatten, 
um die zugewiesenen Aufgaben wirkungsvoll erledigen zu können. Die Koalition will ganz 
offensichtlich einen anderen Weg gehen. Vor den vorgesehenen Aufwendungen der 
GKV (1,00 € pro Versicherten für lebensweltbezogene Präventionsprojekte pro Jahr) sol-
len 50 % direkt an die BZgA fließen. In anderen Zeiten nannte man das schlicht und ein-
fach „Verschiebebahnhof“: Originäre Aufgaben des Staates werden durch Beitragsmit-
tel finanziert. Das ist ordnungspolitisch indiskutabel. Wenn man solche Finanzierungswege 
betreibt, bleibt kaum noch ein Argument, um gegebenenfalls Finanzwünsche der Län-
der und Kommunen zu Lasten der GKV abzulehnen. Und - ein weiterer Aspekt: Was die 
BZgA als nachgeordnete Bundesbehörde dazu qualifizieren soll, selbst Maßnahmen in Ki-
Tas, Schulen und anderen Lebenswelten in den Regionen vor Ort durchzuführen, bleibt 
offen. Hier geht es um personalintensive, kleinschrittige Prozesse unter Beteiligung der Ziel-
gruppen und Verantwortlichen, um die gesundheitlichen Bedingungen und Verhaltens-
weisen zu verändern.

Die Krankenkassen sollen also zahlen – aber wofür, das sollen in Zukunft andere bestim-
men. Geht es nach dem Willen der Koalition, wird der Kooperationsverbund „gesund-
heitsziele.de“ den Krankenkassen künftig ihre Ziele in Prävention und Gesundheitsförde-
rung faktisch vorgeben.

Um nicht missinterpretiert zu werden: Sowohl die möglichst wirksame Orientierung an ge-
meinsamen Zielen, die die Akteure in ihrem Zuständigkeitsbereich verfolgen, ist richtig. 
Aber auch die bisherige Arbeit des Kooperationsverbundes „gesundheitsziele.de“ war 
und ist bedeutungsvoll. Nicht nachvollziehbar ist allerdings die Absicht der Bundesregie-
rung, die Beschlüsse von „gesundheitsziele.de“ für die GKV verbindlich zu machen. Also 
ein lockerer Zusammenschluss von verschiedensten Organisationen fasst Beschlüsse, die 
für einen Dritten, die GKV und sonst keinen, über eine gesetzliche Generalklausel verbind-
lich sind. Mit Verlaub: Mit einer solchen Regelung landet der Gesetzgeber glasklar im nor-
mativen Nirwana.
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Die vorgesehene Erweiterung der vertragsärztlichen Früherkennungsuntersuchungen, um 
Versicherte zu eigenverantwortlicher Gesundheitsvorsorge zu motivieren, sind von ihrer In-
tention her nachvollziehbar, allerdings hat man die aktuellen Fakten wohl nicht vollstän-
dig im Blick gehabt. Bereits heute verpflichtet die Gesundheitsuntersuchungsrichtlinie des 
Gemeinsamen Bundesausschusses die Vertragsärzte, „das individuelle Risikoprofil des Ver-
sicherten an[zu]sprechen und diesen auf Möglichkeiten und Hilfen zur Vermeidung und 
zum Abbau gesundheitsschädigender Verhaltensweisen (z. B. auf entsprechende Ge-
sundheitsförderungsangebote der Krankenkassen) hin[zu]weisen“. Es erscheint angesichts 
dessen als sinnvoll, den Gemeinsamen Bundesausschuss zu beauftragen, die Richtlinie zu 
überprüfen und gegebenenfalls weiter zu entwickeln. Aber daraus per se zusätzliche Ver-
gütungsansprüche abzuleiten, wie es manche Ärzteverbände tun, ist nicht gerechtfertigt.

Die Gesundheit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu erhalten und zu stärken, 
sind Schlüsselvariablen, um die Folgen des demografischen Wandels in der Arbeitswelt 
zu meistern sowie die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Deutschland zu si-
chern. Die Krankenkassen unterstützen schon jetzt gemeinsam mit den anderen Sozialver-
sicherungszweigen und den Sozialpartnern viele Betriebe auf ihrem Weg zu „gesunden 
Organisationen“. Die betriebliche Gesundheitsförderung der GKV hat sich in einem pro-
duktiven Leistungswettbewerb zu einem auch international anerkannten Erfolgsmodell 
entwickelt. Die von der Koalition beabsichtigte Verbreiterung betrieblicher Gesundheits-
förderung entspricht dem von der GKV seit vielen Jahren verfolgten Weg und sollte auch 
weiterhin in Regie der Selbstverwaltung erfolgen. 

Begrüßenswert an den Eckpunkten ist die vorgesehene Stärkung von Qualitätssicherung, 
Evaluation und Zielorientierung in der Primärprävention. Hierdurch erhalten die von der 
GKV seit vielen Jahren auf freiwilliger Basis etablierten Initiativen eine gesetzliche Grundla-
ge und können weiterentwickelt und verbreitert werden; zum Beispiel können verbindlich 
zu nutzende Evaluationsverfahren und eine gemeinsame Anbieter- und Angebotszertifi-
zierung Qualität und Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen stärken. 

Auch wenn die Präventionsstrategie diskussionsfähige Elemente für die qualitative Weiter-
entwicklung und quantitative Verbreiterung der Prävention enthält, konterkariert die al-
leinige finanzielle Inpflichtnahme der GKV den Gedanken der gesamtgesellschaftlichen 
Verantwortung für die Prävention. 

Diesem Gedanken wird auch der Entschließungsantrag Hamburgs nicht gerecht, in dem 
die Bundesregierung aufgefordert wird, einen Entwurf für ein Bundespräventionsgesetz 
vorzulegen. Im Unterschied zu den Koalitionseckpunkten sollen zwar neben der GKV auch 
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die anderen Sozialversicherungszweige und die private Krankenversicherung an der Fi-
nanzierung der Prävention beteiligt werden. Das reicht jedoch nicht, denn der erforderli-
che Ausbau muss von allen verantwortlichen Akteuren finanziert werden – einschließlich 
der öffentlichen Haushalte auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene. Skepsis ist auch 
gegenüber den vorgeschlagenen Landespräventionsfonds geboten: Der Verdacht liegt 
nahe, dass die Politik Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge auf die Solidargemein-
schaft der Beitragszahler verlagern möchte.

Wir wollen die Stärkung von Prävention insbesondere in Lebenswelten und Betrieben. 
Schon seit Jahren übersteigen die GKV-Mittel für Primärprävention und betriebliche Ge-
sundheitsförderung den gesetzlichen Richtwert deutlich. Ein wirklicher Mehrwert für die 
Prävention kommt aber nur dann zustande, wenn alle verantwortlichen Partner ihre Bei-
träge vergrößern. Prävention und Gesundheitsförderung beinhalten mehr als Kurse und 
Setting-Projekte in KiTas und Schulen. Es geht dabei auch um grundlegende Gestaltun-
gen gesundheitsrelevanter Rahmenbedingungen. Für Kinder und Jugendliche im schul-
pflichtigen Alter heißt dies z. B. flächendeckende gesunde Schulverpflegung, ausrei-
chend Bewegung im Unterricht und in den Pausen, Hilfen für Lehrer, Eltern und Schüler 
bei Verhaltensauffälligkeiten oder Konflikten durch Sozialarbeiter und Psychologen, siche-
re und bewegungsfreundliche Schulwege, um nur einige Punkte zu nennen. Hier können 
insbesondere die Kommunen und Länder ganz praktisch etwas für die Vermeidung von 
Krankheiten tun. Prävention ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Nur wenn alle mit 
anpacken, jeder auf seiner Ebene, in seinem Verantwortungsbereich, kommen wir insge-
samt einen großen Schritt weiter. 

Die GKV hat ihr präventionsbezogenes Engagement in den letzten Jahren stärker auf Le-
benswelten und Betriebe ausgerichtet und dadurch die bislang bestehende Dominanz 
individueller Kursangebote für Versicherte relativiert. Lebensweltbezogene Prävention be-
darf immer der Abstimmung und Koordinierung unterschiedlicher Akteure, sie kann von 
den Krankenkassen nicht allein bewerkstelligt werden. Komplexe lebensweltbezogene 
Maßnahmen sind dabei sehr wohl auch ohne eine Pool-Finanzierung zu realisieren, wie 
zahlreiche anspruchsvolle Setting-Projekte in Ländern und Kommunen zeigen. Die GKV 
hat sich in ihren eigenen Präventionseckpunkten vom September 2012 auf einen Aus-
bau ihrer Leistungen verpflichtet. So sollen in Lebenswelten zusammen mit allen verant-
wortlichen Partnern insbesondere sozial Benachteiligte besser erreicht, die betriebliche 
Gesundheitsförderung gemeinsam mit Sozialpartnern und Arbeitsschutz ausgebaut, in-
dividuelle Präventionsmaßnahmen bedarfsgerecht weiterentwickelt sowie Transparenz, 
Qualität und Kooperationen gestärkt werden. Vereinbarungen mit Kooperationspart-
nern – wie z. B. mit der Bundesagentur für Arbeit – können dabei helfen, sozial benach-
teiligte Zielgruppen öfter mit Gesundheitsförderung und Prävention zu erreichen und die 
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Angebote der jeweiligen Träger besser miteinander zu verzahnen. Dies wollen wir auch 
mit weiteren Partnern, wie z. B. den Kommunen, in Zukunft weiter verfolgen. 
 
 


